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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Die SGK des Nationalrats beantragte dem Plenum, grundsätzlich dem Modell des
Ständerates für eine Prämienverbilligung für Familien mit niedrigem oder mittlerem
Einkommen zu folgen (Halbierung der Prämien für Kinder und Jugendliche in
Ausbildung), wobei es den Kantonen überlassen sein soll, die Einkommensgrenzen zu
bestimmen. Der Rat hatte aufgrund eines Nichteintretensantrags Zisyadis (pda, VD)
vorerst über das Eintreten auf die Vorlage zu entscheiden. Zisyadis kritisierte das
vorgeschlagene Modell und wollte die Prämien für Kinder und Jugendliche gänzlich
abschaffen. Der Rat beschloss mit 141 zu 3 Stimmen Eintreten. Erfolglos mit 137 zu 14
Stimmen blieb auch ein Antrag der grünen Fraktion, der die Kinderprämien ganz
streichen und die Prämie für Jugendliche zwischen 18 bis 25 Jahren auf höchstens 50%
der Erwachsenenprämie beschränken wollte. Zur Finanzierung der zusätzlichen
Prämienverbilligung beschritt die grosse Kammer einen anderen Weg als der Ständerat.
Demnach sollten die Bundesbeiträge an die Kantone für 2006 um CHF 80 Mio. erhöht
werden (auf CHF 2,5 Mrd.) und dann jährlich dem Kostenanstieg der grundversicherten
Leistungen angepasst werden. Die Vorlage wurde in der Gesamtabstimmung mit 124 zu
24 Stimmen angenommen. In der Differenzbereinigung hielt der Ständerat ohne
Opposition an seiner Haltung beim Finanzierungsbeschluss fest. Die
Kommissionssprecherin erläuterte, dass mit dem Ständeratsmodell in den Jahren 2006
und 2007 mehr Bundesbeiträge bereitgestellt werden als mit dem Vorschlag des
Nationalrates. Mit dem Inkrafttreten der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA), frühestens 2008, sei dann so oder
so eine andere Lösung zu finden. Der Nationalrat schloss sich daraufhin diskussionslos
dem Ständerat an.

Mit einem überwiesenen Postulat beauftragte Rossini (sp, VS) den Bundesrat, so rasch
wie möglich ein wissenschaftlich fundiertes Monitoring- und Evaluationsmodell
einzuführen, mit dem sich beurteilen lässt, wie sich die Prämienverbilligung im Rahmen
der sozialen Krankenversicherung für Versicherte mit bescheidenem Einkommen
auswirkt. Die Kantone befürchteten, dass die vom Parlament bewilligten zusätzlichen
CHF 200 Mio. nicht ausreichen könnten, um das Vorhaben zu finanzieren.

An ihrer Delegiertenversammlung sprach sich die CVP einmal mehr für Gratis-
Kinderprämien aus. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.2005
MARIANNE BENTELI

Ende Oktober 2015 präsentierte die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit
des Nationalrates (SGK-NR) einen Vorentwurf für eine Gesetzesvorlage, mit der eine
finanzielle Entlastung der Familien bei den Krankenversicherungsprämien erreicht
werden soll, und kündigte eine Vernehmlassung dazu an. Das Paket war mit 15 zu 8
Stimmen beschlossen worden. Es geht zurück auf zwei parlamentarische Initiativen:
eine (10.407) von Ruth Humbel (cvp, AG) bereits 2010 eingereichte Initiative zur
Prämienbefreiung für Kinder und eine (13.477) von Stéphane Rossini (sp, VS) zur
Änderung der Prämienkategorien für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die
2013 eingereicht wurde. Da die beiden parlamentarischen Vorstösse ein gemeinsames
Ziel verfolgen, war beschlossen worden, einen gemeinsamen Vorentwurf vorzulegen.
Die SGK-NR schlägt zwei Hauptmassnahmen vor: Eine Veränderung des Risikoausgleichs
zugunsten von jungen Erwachsenen und eine Erhöhung der Prämienverbilligung für
bestimmte Kinder und junge Erwachsene in Ausbildung. Konkret schwebt der
Kommissionsmehrheit vor, dass die Krankenversicherer in Zukunft für junge
Erwachsene zwischen 19 und 25 Jahren 50 Prozent weniger und für 26- bis 35-Jährige
20 Prozent weniger in den Risikoausgleich einzahlen müssen, was ihnen ermöglicht, den
entsprechenden Gruppen substanzielle Prämienrabatte zu gewähren. Gemäss den
Berechnungen der SGK-NR würden diese für die jüngere Gruppe rund CHF 90, für die
ältere Gruppe rund CHF 20 pro Monat betragen. Die Einzahlungen in den
Risikoausgleich für Erwachsene ab 36 Jahren würden entsprechend ansteigen, was
Prämiensteigerungen von geschätzt rund CHF 20 pro Person und Monat nach sich
ziehen würde. Die Verschiebung der Prämienlast würde zu Einsparungen bei der
individuellen Prämienverbilligung im Rahmen von geschätzt CHF 70 bis 75 Mio. führen.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.10.2015
FLAVIA CARONI
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Diese Summe finanziert im Modell der Kommission die zweite Massnahme: Eine
Erhöhung der Prämienverbilligung für Kinder und junge Erwachsene in Ausbildung,
welche in Haushalten mit tiefem und mittleren Einkommen leben, auf mindestens 80%.
Aktuell beträgt die Prämienverbilligung für die entsprechende Gruppe mindestens 50%.
Insgesamt soll die Massnahme für die Prämienverbilligung kostenneutral ausfallen. In
der gleichen Vorlage schlägt die Kommission zudem vor, einen eigenen Risikoausgleich
für Kinder zu schaffen – bisher werden Kinder im Risikoausgleich nicht berücksichtigt.
Der Vorentwurf enthält auch verschiedene Minderheitsanträge. Die Vernehmlassung
begann am 23. November 2015 und dauerte bis zum 15. März 2016. 2

Im Juli 2016 nahm der Bundesrat Stellung zum Bericht der SGK-NR zur finanziellen
Entlastung der Familien bei den Krankenversicherungsprämien, der auf den
parlamentarischen Initiativen Humbel (10.407) und Rossini (13.477) beruhte. Er
pflichtete der Kommission bei, dass vorerst noch kein Risikoausgleich für Kinder
geschaffen werden sollte, da er zuerst die Erfahrungen bei der Verfeinerung des
Risikoausgleichs der Erwachsenen abwarten wolle. Auch bezüglich der
Prämienverbilligungen stimmte er der Kommission zu. So sollten die Kantone in Zukunft
für Haushalte mit unteren und mittleren Einkommen die Prämien von Kindern zu 80
Prozent sowie die Prämien von jungen Erwachsenen in Ausbildung weiterhin zu 50
Prozent verbilligen. Hingegen beantragte der Bundesrat entgegen dem Entscheid der
Kommission, die 26-35-Jährigen beim Risikoausgleich nicht zu entlasten. In
Übereinstimmung damit lehnte er auch die Schaffung einer entsprechenden neuen
Alterskategorie ab, die eine Verpflichtung zu tieferen Prämien dieser Altersgruppe für
die Versicherer nach sich gezogen hätte. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.10.2016
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2016 behandelte der Nationalrat als Erstrat den Entwurf zu den
parlamentarischen Initiativen Humbel (10.407) und Rossini (13.477) zur finanziellen
Entlastung der Familien bei den Krankenversicherungsprämien. Zuvor hatte die SGK-
NR die Einwände des Bundesrates umgesetzt und auf eine Entlastung der 26-35-
Jährigen verzichtet. In der Eintretensdebatte erhielt das Geschäft grösstenteils
Zuspruch. Einzig Toni Brunner (svp, SG) sprach sich gegen Eintreten aus, da eine
zusätzliche Reduktion der Kinderprämien eine weitere Erhöhung der übrigen Prämien
zur Folge hätte. Dies sei in Zeiten eines starken Prämienanstiegs nicht zu rechtfertigen.
Dennoch trat der Nationalrat mit 116 zu 60 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) auf die
Vorlage ein.
Inhaltlich entschied sich die grosse Kammer mit 125 zu 64 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
gegen den Widerstand von SP, Grünen, Grünliberalen und vereinzelten Mitgliedern der
SVP- und der FDP-Fraktion für die Ausnahme der Prämien von Kindern (unter 19 Jahren)
aus dem massgebenden Versichertenbestand des Risikoausgleichs. Zudem sollen die
Versicherer beim Risikoausgleich für Versicherte zwischen 19 und 25 Jahren entlastet
werden. Dies würde nicht nur die Prämien der Jugendlichen um etwa CHF 90 pro
Monat senken, sondern auch die total ausbezahlten Prämienverbilligungen der Kantone.
Ob Letztere jedoch verpflichtet werden sollen, die dadurch frei werdenden Gelder für
eine Erhöhung der Prämienverbilligungen von Kindern aus Haushalten mit unteren oder
mittleren Einkommen einzusetzen, war äusserst umstritten. Hier entschied sich der
Nationalrat nur knapp mit 96 zu 91 Stimmen bei 4 Enthaltungen für eine Erhöhung der
Prämienverbilligungen von Kindern um mindestens 80 Prozent und gegen den Antrag
von Bruno Pezzatti (fdp, ZG), der den Handlungsspielraum der Kantone nicht weiter
einschränken wollte und entsprechend für den Status Quo plädierte. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2017 behandelte der Ständerat als Zweitrat den Entwurf zu den
parlamentarischen Initiativen Humbel (10.407) und Rossini (13.477) zur finanziellen
Entlastung der Familien bei den Krankenversicherungsprämien. Wie bereits im Erstrat
war auch im Ständerat vor allem die Frage nach den Prämienverbilligungen für Kinder
aus Haushalten mit unteren oder mittleren Einkommen umstritten. Ein
Minderheitsantrag Dittli (fdp, UR) beabsichtigte, die Kantone in der Vergabe ihrer
Prämienverbilligungen nicht weiter einzuschränken und die Höhe der IPV für Kinder bei
50 Prozent zu belassen. So hatten sich die Kantone in der Vernehmlassung gegen
diesbezügliche Änderung ausgesprochen, zumal sie bezweifelten, dass die Mittel, die
sie bei den IPV der Jugendlichen dank deren Entlastung beim Risikoausgleich sparen
können, genug seien, um diese höheren IPV für Kinder zu finanzieren. So rechnete
Roland Eberle (svp, TG) zum Beispiel für den Kanton Thurgau vor, dass eine solche
Änderung in der Tat deutlich höhere Kosten nach sich ziehen würde. Hans Stöckli (sp,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.03.2017
ANJA HEIDELBERGER
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BE) und Gesundheitsminister Berset wiesen jedoch darauf hin, dass diese Erhöhung der
Prämienverbilligungen für Kinder das „Kernstück“ respektive das „Herz“ der Vorlage
seien und sich durch einen Verzicht darauf im Vergleich zu heute kaum etwas ändern
würde. Zudem hätten die Kantone freie Hand bei der Abgrenzung von „unteren und
mittleren Einkommen“. Ganz knapp, mit 22 zu 21 Stimmen (0 Enthaltungen), sprach sich
der Ständerat für eine solche Entlastung der Eltern aus. Nachdem die kleine Kammer
auch bei den übrigen Artikeln keine Differenzen zum Nationalrat geschaffen hatte und
die Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 27 zu 9 Stimmen (8 Enthaltungen) deutlich
annahm, war die Vorlage bereit für die Schlussabstimmungen. Dabei blieben
Überraschungen aus, der Nationalrat stimmte diesen Änderungen des KVG mit 192 zu 4
Stimmen (1 Enthaltung) und der Ständerat mit 32 zu 6 Stimmen (7 Enthaltungen) zu. 5

Soziale Gruppen

Familienpolitik

1991 hatte die damalige Nationalrätin Fankhauser (sp, BL) eine parlamentarische
Initiative für landesweit einheitliche Kinderzulagen von mindestens 200 Franken
eingereicht, welcher der Nationalrat im Jahr darauf Folge gab. 1997 legte die mit der
Ausarbeitung einer Vorlage beauftragte SGK ein Rahmengesetz vor, dessen Behandlung
aber 1998 am runden Tisch zur Sanierung der Bundesfinanzen bis 2001 sistiert wurde.
Die erneute Lesung in der SGK liess nun aber so viele Fragen bezüglich Zuständigkeiten
und Finanzierung offen, dass die Kommission beschloss, einen Schlussstrich unter die
Initiative Fankhauser zu ziehen und in Sachen Familienzulagen einen Neustart zu
wagen. Eine Subkommission unter Rossini (sp, VS) wurde beauftragt, ein neues
Zulagengesetz zu erarbeiten und dabei andere familienpolitische Anliegen, die
aufgegleist oder bereits in der parlamentarischen Beratung sind, zu berücksichtigen
(Bedarfsleistungen gemäss Tessiner Modell, familienergänzende Betreuungsplätze,
Mutterschaftsschutz). 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.06.2002
MARIANNE BENTELI

In Beantwortung einer Interpellation Rossini(sp, VS) wies der Bundesrat darauf hin, dass
Untersuchungen in verschiedenen europäischen Staaten keinen eindeutigen
Zusammenhang zwischen der Erwerbsbeteiligung von Frauen und den Kinderzahlen
ergäben hätten. Zwar gehe eine vermehrte Erwerbsbeteiligung meist mit höheren
Kinderzahlen einher, v.a. in den nordischen Staaten, und in denjenigen Ländern, in
denen mehr Kinder unter drei Jahren eine Kindertagesstätte besuchten, seien die
Geburtenzahlen höher als in übrigen Staaten. Gemäss Bundesrat sollten die politischen
Bestrebungen der Schweiz darauf gerichtet sein, die Rahmenbedingungen für die
Familien so zu verbessern, dass einerseits die gewünschten Kinder geboren werden
können und dass sich andererseits die Frauenerwerbsquote erhöht. Dazu sei ein
Wechsel von einer traditionellen zu einer nachhaltigen Familienpolitik nötig, welche die
Vereinbarkeit zwischen Beruf und Familie verbessert. 7

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 14.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Eine Motion Rossini (sp, VS), welche die Erhebung statistischer Daten zur Anwendung
der Bundesgesetzgebung über die Familienzulagen gefordert hätte, wurde vom
Nationalrat in der Sommersession abgelehnt. 8

ANDERES
DATUM: 18.06.2010
ANDREA MOSIMANN

Le 22 mars 2019, au dernier jour de la session de printemps, les conseillers et
conseillères nationales ont dû se prononcer sur le classement de l'initiative
parlementaire Romano, qui visait à introduire des allocations en cas d'adoption d'un
enfant, dont le délai avait déjà été prolongé en 2017. La majorité (grâce à la voix
prépondérante du président) de la CSSS-CN s'opposait au projet ficelé par
l'administration, qui prévoit un congé de deux semaines lors de l'adoption d'un enfant
en dessous de quatre ans, financé par le régime de l'allocation perte de gains (APG). Le
coût total de l'opération est estimé à 200'000 francs suisses par année. La majorité de
la commission estimait que la décision d'adopter était d'ordre privé et que l'État n'avait
pas à intervenir, les parents adoptant devant être capables de s'organiser et d'investir
du temps pour le bien de leur futur enfant. De plus, contrairement à une naissance
biologique, la santé de la mère ne nécessite pas d'interruption de travail devant être
indemnisée. 
Bruno Pezzatti (plr, ZG), rapporteur de la commission, ajoute qu'il existe déjà pour les
cantons la possibilité de légiférer sur le sujet. La minorité Roduit a rétorqué qu'il était

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.2019
SOPHIE GUIGNARD
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important d'avoir à l'esprit le bien de l'enfant, qu'il soit adopté ou non. De plus, le
nombre d'adoptions a fortement reculé: 173 en 2013 contre 82 en 2016 et 53 en 2017,
ce qui souligne la nécessiter d'encourager la démarche au niveau fédéral. Malgré le
court débat, les arguments de la minorité ont fait mouche, puisque le Conseil national a
refusé de classer l'initiative, par 102 voix contre 93 avec 2 abstentions. Les adversaires
du projet sont à chercher dans les rangs de l'UDC et du PLR. 9

1) AB NR, 2005, S. 118 ff., 287 f., 471 und 1975; AB SR, 2005, S. 115 f. und 393; NZZ, 2.4.05; Presse vom 24.10.05.
2) Medienmitteilung SGK-NR vom 23.10.2015; BZ, 24.10.15
3) Stellungnahme des Bundesrates vom 12.10.2016; BZ, 21.3.16
4) AB NR, 2016, S. 2203 ff.; AZ, BZ, CdT, LMD, LT, LZ, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 15.12.16
5) AB NR, 2017, S. 572; AB SR, 2017, S. 130 ff.; AB SR, 2017, S. 306; BZ, CdT, NZZ, TG, 8.3.17
6) Presse vom 28.6.02. Bedarfsleistungen für Familien verlangte auch ein Thesenpapier der Konferenz der kantonalen
Sozialdirektoren (BaZ, 21.9.02). Siehe dazu auch eine NFP-Studie (NZZ, 23.10.02). Vgl. SPJ 1992, S. 253 f.
7) AB NR, 2005, Beilagen I, S. 473 ff.
8) AB NR, 2010, S. 1127.
9) BO CN, 2019, p. 579 ss.
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